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Zusammenfassung – nichtamtliche Leitsätze: 

- Eine Freiheitsentziehung i.S. von Art. 5 Abs. 1 EMRK kann einem Vertragsstaat unter 
verschiedenen Gesichtspunkten zugerechnet werden. Vorliegend sind dies die unmittel-
bare Beteiligung nationaler Behörden, die unzureichende Berücksichtigung der Konven-
tionsrechte bei der Auslegung nationalen Rechts durch nationale Gerichte und die 
Nichterfüllung der Schutzpflicht der Vertragsstaaten für die persönliche Freiheit ihrer 
Bürger. 

- Selbst geringfügige Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit einer Person stellen einen 
Eingriff in das durch Art. 8 EMRK geschützte Recht auf Achtung des Privatlebens dar, 
soweit sie gegen den Willen der betroffenen Person erfolgen. 

 

 

 

Sachverhalt 

Der Fall betrifft die wiederholte Unterbringung der am 30. August 1958 geborenen deut-
schen Staatsangehörigen Waltraud Storck in psychiatrischen Anstalten, einen Aufenthalt der 
Beschwerdeführerin in einem Krankenhaus, ihre medizinische Behandlung und verschiede-
ne von ihr erhobene Schadenersatzklagen. 

Von Januar bis Mai 1974 und von Oktober 1974 bis Januar 1975 wurde die Beschwerdeführe-
rin auf Veranlassung ihres Vaters in die Kinder- und Jugendpsychiatrie der Universitätskli-
nik Frankfurt am Main eingewiesen. 

Vom 29. Juli 1977 bis zum 5. April 1979 wurde sie auf Veranlassung ihres Vaters in die priva-
te Klinik von Dr. Heines in Bremen eingewiesen. Ihr Vater war der Ansicht, sie leide an einer 
Psychose. Für die inzwischen volljährige Beschwerdeführerin war kein Vormund bestellt, sie 
unterschrieb keine Zustimmungserklärung und ihre Unterbringung war auch nicht durch 
ein Gericht genehmigt. Nach einem Fluchtversuch im Jahre 1979 wurde die Beschwerdefüh-
rerin von der Polizei gegen ihren Willen in die Klinik zurückgebracht. Die Privatklinik von 
Dr. Heines war nicht zur Unterbringung von Patienten gem. dem Gesetz des Landes Bremen 
über die Unterbringung von Geisteskranken, Geistesschwachen und Süchtigen (Unterbrin-
gungsgesetz) ermächtigt. Dieses regelte Unterbringungen gegen oder ohne den Willen der 
Betroffenen. Danach war eine Unterbringung zulässig, wenn der Betroffene durch sein Ver-
halten sich selbst oder Dritten gegenüber eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung darstellte. Die Unterbringung mußte auf schriftlichen Antrag der zuständigen Verwal-
tungsbehörde durch das Amtsgericht angeordnet werden. Erforderlich war außerdem ein 
amtsärztliches oder sonst qualifiziertes Gutachten. Außerdem mußte die betroffene Person 
angehört oder ihr ein Verfahrenspfleger bestellt werden. Gem. § 30 GewO in der seit 16. Fe-
bruar 1979 gültigen Fassung benötigten Privatkrankenanstalten eine Konzession, die unter 

                                                      
*  Aufbereitet von Mathias Schweitzer. 
1  Beschwerde Nr. 61603/00, verfügbar auf der Homepage des EGMR unter www.echr.coe.int/  (zuletzt be-
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anderem bei möglicher Unzuverlässigkeit der Krankenhausleitung versagt werden konnte. 
Dieses Erfordernis besteht nach wie vor. 

Im Alter von drei Jahren war die Beschwerdeführerin an Kinderlähmung erkrankt. Infolge 
der medizinischen Behandlung in der Klinik entwickelte sie ein Post-Polio-Syndrom. 

Vom 5. April 1979 bis zum 21. Mai 1980 wurde die Beschwerdeführerin in einer psychiatri-
schen Klinik in Gießen untergebracht. Vom 21. Januar bis zum 20. April 1981 wurde die Be-
schwerdeführerin erneut für drei Monate in der Klinik von Dr. Heines behandelt. Zu diesem 
Zeitpunkt hatte die Beschwerdeführerin ihre Sprachfähigkeit verloren und zeigte laut den 
Ärzten Zeichen von Autismus. Am 7. Mai 1991 wurde die Beschwerdeführerin in der Klinik 
für Neurologie und Psychiatrie von Dr. Horst Schmidt behandelt. Von September 1991 bis 
Juli 1992 wurde die Beschwerdeführerin in der Uniklinik für psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie Mainz stationär behandelt. Hier erlangte sie ihre Sprachfähigkeit zurück. In 
den Jahren 1992 und 1993 wurde die Beschwerdeführerin in Kliniken in Frankfurt und Isny 
orthopädisch behandelt.  

Im Jahre 1994 befand Dr. Lempp, Professor für Pädopsychiatrie an der Universität Tübingen, 
daß bei der Beschwerdeführerin zu keinem Zeitpunkt eine Psychose aus dem schizophrenen 
Formenkreis vorgelegen habe. Diese Diagnose wurde im Jahre 1996 von der Psychiaterin Dr. 
Köttgen bestätigt. Die Beschwerdeführerin habe nie an einem frühen Ausbruch von Schizo-
phrenie gelitten, sondern sich zu der fraglichen Zeit in einer Pubertätskrise befunden. Wegen 
der damaligen falschen Diagnose sei sie über viele Jahre hinweg mit Medikamenten behan-
delt worden, deren negative Nebenwirkungen bekannt seien. Aufgrund der Kinderlähmung 
sei eine Behandlung nur mit äußerster Vorsicht möglich gewesen. Dies sei nicht beachtet 
worden. 

Im Jahre 1997 erhob die Beschwerdeführerin beim Landgericht Bremen Klage auf Zahlung 
von Schadenersatz gegen die Klinik Dr. Heines. Sie berief sich darauf, daß die Einweisungen 
gegen ihren Willen in den Jahren 1977 bis 1979 und 1981 rechtswidrig gewesen seien und 
daß die medizinische Behandlung aufgrund der Kinderlähmung kontraindiziert gewesen 
sei. Ihre physische und mentale Gesundheit seien zerstört worden. Das Landgericht kam zu 
dem Ergebnis, daß die Unterbringung der Beschwerdeführerin rechtswidrig gewesen sei. Da 
die Beschwerdeführerin schon allein deshalb Anspruch auf Schadenersatz hatte, wurde die 
Frage nach der Angemessenheit der medizinischen Behandlung nicht näher untersucht. Ver-
jährung war nach Ansicht des Landgerichts nicht gegeben. Dem widersprach das Oberlan-
desgericht, das die Klage der Beschwerdeführerin unter Verweis auf die Verjährung ihrer 
Ansprüche abwies. Einen vertraglichen Schadenersatzanspruch lehnte das Oberlandesge-
richt unter Berufung auf den Sachverständigen Dr. Rudolf ab. Die Behandlung der Be-
schwerdeführerin sei nicht fehlerhaft gewesen. 

Eine Klage der Beschwerdeführerin gegen die Universitätsklinik Mainz und die dort behan-
delnden Ärzte wurde durch das Landgericht Mainz und das Oberlandesgericht Koblenz in 
den Jahren 2000 und 2001 mit der Begründung abgewiesen, daß weder eine Fehlbehandlung, 
noch eine kausale Beziehung von Fehlbehandlung und Schaden nachgewiesen seien. 

Gegen die ablehnenden Gerichtsentscheidungen ging die Beschwerdeführerin in Revision. 
Hinsichtlich der Entscheidung des OLG Bremen lehnte der BGH die Zulassung der Revision 
im Januar 2002 ab. Im Februar 2002 wurde der Beschwerdeführerin Prozeßkostenhilfe für die 
Revision gegen die Entscheidungen des Landgerichts Mainz und des Oberlandesgerichts 
Koblenz versagt. Im März 2002 wurde die Revision als unzulässig abgewiesen. 

Im Februar 2002 erhob die Beschwerdeführerin Verfassungsbeschwerde gegen die Entschei-
dungen des Oberlandesgerichts Bremen und des Bundesgerichtshofs vom Januar 2002. Sie 
berief sich auf eine Verletzung ihrer Rechte auf Freiheit, Menschenwürde und ein faires Ver-
fahren. Ebenfalls im Februar 2002 erhob die Beschwerdeführerin Verfassungsbeschwerde 
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gegen die Entscheidungen des Landgerichts Mainz, des Oberlandesgerichts Koblenz und des 
Bundesgerichtshofs vom Februar 2002. Dabei berief sie sich auf eine Verletzung ihres Rechts 
auf ein faires Verfahren. Das Bundesverfassungsgericht nahm die Verfassungsbeschwerden 
nicht zur Entscheidung an. Es fehlte an der grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Bedeu-
tung. 

 

Verfahren vor dem Gerichtshof 

Die am 15. Mai 2000 erhobene Beschwerde richtet sich gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land. Die Beschwerdeführerin rügt insbesondere eine Verletzung von Art. 5 und Art. 8 
EMRK2 durch ihre Einweisung in verschiedene psychiatrische Krankenhäuser und die von 
ihr empfangene medizinische Behandlung. Weiter trägt sie vor, daß die gerichtlichen Nach-
prüfungsverfahren nicht den Anforderungen von Art. 6 EMRK genügten. 

Am 15. Oktober 2002 erklärte ein Ausschuß von drei Richtern die Beschwerde gem. Art. 28 
EMRK für unzulässig und wies sie gem. Art. 35 Abs. 4 EMRK zurück. 

Am 28. Januar 2003 entschied derselbe Ausschuß, daß das Verfahren wiedereröffnet werden 
sollte. 

Am 26. Oktober 2004 erklärte der Gerichtshof (GH) die Beschwerde für teilweise zulässig. 

 

A. Zulässigkeit 

Im Rahmen der Zulässigkeit beschäftigt sich der GH mit der Frage nach der Möglichkeit der 
Wiederaufnahme des Verfahrens. Er bestätigt die Ausführungen bezüglich der Zulässigkeit 
in seiner Entscheidung vom 26. Oktober 2004, wonach weder die EMRK noch die Verfah-
rensordnung des EGMR eine Wiederaufnahme vorsähen, eine solche aber im Interesse der 
Gerechtigkeit in außerordentlichen Fällen dann möglich sei, wenn ein offensichtlicher Irrtum 
hinsichtlich der tatsächlichen Grundlagen oder Zulässigkeitserfordernisse vorliege. Das war 
hier der Fall. 

 

B. Begründetheit 

1. Verletzung von Art. 5 Abs. 1 EMRK durch die Einweisung in die Privatklinik von Juli 
1977 bis April 1979? 

Art. 5 in der hier einschlägigen Fassung lautet: 

(1) „Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit. Die Freiheit darf nur in den folgenden Fäl-
len und nur auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden: 

... 

e) rechtmäßige Freiheitsentziehung ... bei psychisch Kranken ...“ 

Zur Beantwortung der Frage, ob eine Freiheitsentziehung vorlag, ist von der besonderen 
Situation der betroffenen Person auszugehen. Es sind verschiedene Gesichtspunkte zu be-
rücksichtigen, wie die Art, die Dauer, die Auswirkungen und die Art und Weise der Umset-
zung der fraglichen Maßnahme. Der GH stellt zunächst klar, daß er nicht an die Urteile der 
nationalen Gerichte gebunden ist. Er verweist auf die objektiven Umstände des vorliegenden 
Falles: Die Beschwerdeführerin befand sich in einer geschlossenen Abteilung. Ihr war es 
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nicht erlaubt, die Klinik zu verlassen. Als sie versuchte zu fliehen, wurde sie durch Fesse-
lung am Verlassen der Klinik gehindert. Nach ihrem erfolgreichen Fluchtversuch wurde die 
Beschwerdeführerin durch die Polizei zurückgebracht. Ihr war es nicht möglich, normalen 
sozialen Kontakt zur Außenwelt aufrechtzuerhalten. Eine Freiheitsentziehung wäre gleich-
wohl zu verneinen, wenn die Beschwerdeführerin wirksam in ihre Einweisung eingewilligt 
hätte. Die Beschwerdeführerin war zum relevanten Zeitpunkt volljährig und stand auch 
nicht unter Vormundschaft. Sie unterzeichnete das Aufnahmeformular der Klinik nicht. 
Zwar kam sie selbst mit ihrem Vater in die Klinik. Es reicht aber im Hinblick auf die Bedeu-
tung des Schutzes der persönlichen Freiheit in einer Demokratie nicht aus, daß eine Person 
ihrer Einweisung aufgrund persönlicher Selbstaufgabe keine Gegenwehr entgegenbringt, um 
ihr den Schutz der EMRK abzusprechen. Der GH betont außerdem, daß die Beschwerdefüh-
rerin mehrmals versuchte, aus der Klinik zu fliehen. Deshalb lehnt der GH es ab, vom Vor-
liegen einer Einwilligung in ihre fortdauernde Einweisung durch die Beschwerdeführerin 
auszugehen. Nimmt man bereits an, daß die Beschwerdeführerin aufgrund der starken Me-
dikamentation nicht mehr in der Lage war, wirksam einzuwilligen, dann kommt eine solche 
Einwilligung ohnehin nicht in Betracht. 

Anschließend wendet sich der GH der Frage zu, ob die vorliegende Freiheitsentziehung der 
Bundesrepublik Deutschland zugerechnet werden kann. Eine solche Zurechnung bejaht der 
GH unter folgenden drei Gesichtspunkten: Zum einen waren Behörden unmittelbar beteiligt. 
Die Polizei brachte die Beschwerdeführerin nach ihrem Fluchtversuch gewaltsam in die Kli-
nik zurück, ohne daß dies zu einer Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Einweisung durch 
die Polizei oder eine andere Behörde führte. Darüber hinaus berücksichtigte das Oberlan-
desgericht Bremen Art. 5 EMRK bei der Auslegung des nationalen Rechts nicht in ausrei-
chendem Umfang. Zwar obliegt die Auslegung nationalen Rechts grundsätzlich den nationa-
len Gerichten. Diese müssen dabei aber die Bedeutung der Konventionsrechte beachten. Tun 
sie dies nicht, dann kann dies eine dem jeweiligen Staat zuzurechnende Verletzung der 
EMRK darstellen. Das Oberlandesgericht Bremen vertrat einen sehr restriktiven Standpunkt 
hinsichtlich des Beginns des Laufs der Verjährungsfrist des § 852 Abs. 1 BGB a.F. Danach 
verfügte die Beschwerdeführerin bereits zum Zeitpunkt ihres Aufenthalts in der Klinik über 
ausreichende Kenntnis, um eine Schadenersatzklage anzustrengen. Der GH zieht als Ver-
gleichsmaßstab die bei der Anwendung des Art. 35 Abs. 1 EMRK geltenden Grundsätze her-
an. Die dort enthaltene Frist muß flexibel unter Beachtung der besonderen Umstände des 
jeweiligen Einzelfalles angewandt werden. Der geistige Zustand einer Person kann dazu 
führen, daß der Lauf unterbrochen oder gehemmt wird. Der GH ist deshalb der Ansicht, daß 
das Oberlandesgericht Art. 5 EMRK und insbesondere die besondere Situation der Be-
schwerdeführerin während ihres Aufenthalts in der Klinik nicht hinreichend berücksichtigt 
habe. Die Beschwerdeführerin sei nicht in der Lage gewesen, schon zum damaligen Zeit-
punkt eine Klage zu erheben. Außerdem habe das Oberlandesgericht die Schwierigkeiten, 
denen sich die Beschwerdeführerin nach ihrer Entlassung aus der Klinik gegenübersah (star-
ke Medikamentation, körperliche Beeinträchtigungen, Behandlung als psychisch Kranke, 
fehlender Zugang zu ihrer medizinischen Akte), nicht berücksichtigt. Schließlich könne auch 
kein Vertrag zwischen der Beschwerdeführerin und der Klinik angenommen werden. Selbst 
wenn man von ihrer vollen Geschäftsfähigkeit ausgehe, seien keine Umstände ersichtlich, 
welche die Annahme eines konkludenten Vertrages rechtfertigen würden. Ein konkludenter 
Vertrag zwischen dem Vater der damals bereits volljährigen Beschwerdeführerin und der 
Klinik konnte die Einweisung gegen den Willen der Beschwerdeführerin nicht rechtfertigen. 
Deshalb beurteilt der GH die Annahme des Oberlandesgerichts, es läge eine vertragliche 
Beziehung vor, in deren Rahmen die Beschwerdeführerin in ihren Aufenthalt und ihre Be-
handlung eingewilligt habe, als willkürlich.  

Schließlich kommt eine Zurechnung auch unter dem Aspekt in Betracht, daß die Bundesre-
publik eine Verpflichtung gegenüber der Beschwerdeführerin verletzt hat, diese vor Frei-
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heitsentziehungen durch Privatpersonen zu schützen. Der GH verweist in diesem Zusam-
menhang auf seine ständige Rechtsprechung, wonach die Verantwortlichkeit eines Staates 
dann gegeben ist, wenn er seiner Verpflichtung gem. Art. 1 EMRK nicht nachkommt, die 
Konventionsrechte im nationalen Recht für jedermann sicherzustellen, der seiner Hoheits-
gewalt untersteht. Art. 5 Abs. 1 Satz 1 EMRK lege den Vertragsstaaten die Verpflichtung auf, 
die Freiheit ihrer Bürger zu schützen. Der GH betont erneut die Bedeutung der persönlichen 
Freiheit für eine demokratische Gesellschaft. Die Vertragsstaaten sind deshalb verpflichtet, 
wirksame Maßnahmen zu ergreifen, damit gefährdete Personen ausreichend geschützt sind. 
Dies umfaßt auch Maßnahmen zur Verhinderung von Freiheitsentziehungen, von denen 
Behörden Kenntnis haben oder haben sollten. Es besteht für die Vertragsstaaten eine Ver-
pflichtung, private psychiatrische Krankenhäuser zu überwachen und zu kontrollieren. Zur 
Erfüllung dieser Verpflichtung ist das Erfordernis einer staatlichen Konzession nicht ausrei-
chend. Vielmehr bedarf es regelmäßiger kompetenter Aufsicht und Überprüfung, ob Einwei-
sungen und medizinische Behandlungen gerechtfertigt sind. Vorliegend erfolgte die Einwei-
sung der Beschwerdeführerin ohne gerichtliche Entscheidung. Deshalb unterblieb auch eine 
staatliche Aufsicht. Der GH ist der Ansicht, daß die Strafdrohung für Freiheitsentziehungen 
und die Existenz zivilrechtlicher Schadenersatzansprüche allein nicht ausreichten, um einen 
wirksamen Schutz für Personen in der Situation der Beschwerdeführerin zu schaffen. Er 
weist insbesondere darauf hin, daß die zahlreichen Schutzmechanismen des Unterbrin-
gungsgesetzes des Landes Bremen nur Personen zugute kamen, die sich aufgrund einer ge-
richtlichen Entscheidung in einer psychiatrischen Anstalt befanden. Besonders deutlich wird 
der mangelnde staatliche Schutz nach Ansicht des GH daran, daß selbst die Flucht und an-
schließende Rückführung der Beschwerdeführerin durch die Polizei keinerlei Kontrolle der 
Rechtmäßigkeit ihrer Einweisung zur Folge hatte. Der GH weist abschließend darauf hin, 
daß bereits kurze Zeit nach Beendigung des Aufenthalts der Beschwerdeführerin in der Kli-
nik durch Gesetzesänderung weitere Schutzmechanismen geschaffen wurden. 

Im Hinblick auf die Nichterfüllung der staatlichen Schutzpflicht kommt eine Rechtfertigung 
schon grundsätzlich nicht in Betracht. Aber auch im übrigen scheidet eine Rechtfertigung 
aus, da die Freiheitsentziehung mangels Vorliegen einer gerichtlichen Entscheidung, wie im 
Unterbringungsgesetz vorgeschrieben, nicht rechtmäßig war. 

 

2. Verletzung von Art. 5 Abs. 4 EMRK durch die Einweisung in die Privatklinik von Juli 
1977 bis April 1979? 

Art. 5 Abs. 4 EMRK in der hier einschlägigen Fassung lautet: 

„Jede Person, die festgenommen oder der die Freiheit entzogen ist, hat das Recht zu beantragen, daß 
ein Gericht innerhalb kurzer Frist über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheidet und 
ihre Entlassung anordnet, wenn die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist.“ 

Vorliegend war es der Beschwerdeführerin nicht möglich, eine gerichtliche Überprüfung, 
wie im Unterbringungsgesetz des Landes Bremen vorgeschrieben, zu erreichen. Dies spricht 
dafür, daß die Vorkehrungen, welche die Möglichkeit einer gerichtlichen Überprüfung si-
cherstellen sollten, nicht ausreichten. Der GH stellt fest, daß im Hinblick auf die dargestellten 
Ausführungen zu Art. 5 Abs. 1  EMRK und zur staatlichen Schutzpflicht Art. 5 Abs. 4 EMRK 
vorliegend keine eigenständige Bedeutung zukommt. 

 

3. Verletzung von Art. 5 Abs. 5 EMRK durch die Einweisung in die Privatklinik von Juli 
1977 bis April 1979`? 

Art. 5 Abs. 5 EMRK in der hier einschlägigen Fassung lautet: 
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„Jede Person, die unter Verletzung dieses Artikels von Festnahme oder Freiheitsentziehung betroffen 
ist, hat Anspruch auf Schadensersatz.“ 

Der GH stellt fest, daß auch in bezug auf Art. 5 Abs. 5 EMRK keine über die bereits im Rah-
men von Art. 5 Abs. 1 EMRK angesprochenen Gesichtspunkte hinausgehenden Fragen auf-
geworfen werden. 

 

4. Verletzung von Art. 5 Abs. 1, 4 und 5 EMRK durch den Aufenthalt in der Privatklinik 
von Januar bis April 1981? 

Die volljährige und zum relevanten Zeitpunkt auch nicht unter Vormundschaft stehende 
Beschwerdeführerin kam in diesem Fall aus eigenem Antrieb zur Klinik. Sie unternahm auch 
keine Fluchtversuche. Die tatsächlichen Umstände erlauben in diesem Fall nicht den Schluß, 
daß die Beschwerdeführerin sich gegen oder ohne ihren Willen in der Klinik aufhielt. Eine 
Freiheitsentziehung im Sinne von Art. 5 Abs. 1 EMRK kann deshalb nicht angenommen wer-
den. 

 

5.  Verletzung von Art. 6 Abs. 1 EMRK durch die beiden Klinikaufenthalte in Bremen? 

Art. 6 Abs. 1 EMRK in der hier einschlägigen Fassung lautet: 

„ Jede Person hat ein Recht darauf, daß über Streitigkeiten in bezug auf ihre zivilrechtlichen Ansprü-
che und Verpflichtungen ... in einem fairen Verfahren ... verhandelt wird.“ 

Im Hinblick auf die Auslegung und Anwendung des nationalen Rechts durch das Ober-
landesgericht Bremen verweist der GH auf seine Ausführungen zu Art. 5 Abs. 1 EMRK und 
darauf, daß sich im Rahmen von Art. 6 Abs. 1 EMRK keine eigenständigen Gesichtspunkte 
ergeben. Die Beschwerdeführerin beruft sich aber auch darauf, daß der durch das Oberlan-
desgericht bestellte Sachverständige sich als unqualifiziert erwiesen und das Oberlandesge-
richt sein Gutachten unzutreffend gewürdigt habe. Der GH verweist darauf, daß Art. 6 
EMRK keine Regelung bezüglich der Zulassung von Beweismitteln und deren Würdigung 
trifft und diese Fragen deshalb in erster Linie in die Zuständigkeit des nationalen Gesetzge-
bers und der nationalen Gerichte fallen. Der GH überprüft nur die Beachtung der Konventi-
onsrechte. Er stellt fest, daß die Wahl des Sachverständigen und die Würdigung seines Gut-
achtens durch das Oberlandesgericht keinen Verstoß gegen das Recht des fairen Verfahrens 
erkennen lassen. Der Umstand, daß der Gutachter die Beschwerdeführerin nicht erneut un-
tersuchte, ist im Hinblick darauf, daß es um ihren Zustand mehr als 15 Jahre zuvor ging, 
nicht zu beanstanden. 

 

6. Verletzung von Art. 8 Abs. 1 EMRK durch die beiden Klinikaufenthalte in Bremen? 

Art. 8 EMRK in der hier einschlägigen Fassung lautet: 

„(1) Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- ...lebens ...“ 

(2) Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff gesetzlich 
vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche 
Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhü-
tung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten anderer.“ 

Der GH beurteilt die beiden Aufenthalte in der Klinik von Dr. Heines getrennt. Zunächst 
stellt er fest, daß Art. 5 EMRK im Hinblick auf die persönliche Freiheit lex specialis zu Art. 8 
EMRK ist. Soweit die Beschwerdeführerin sich auf Beschränklungen ihrer Fortbewegungs-
freiheit beruft, kommt Art. 8 EMRK keine eigenständige Bedeutung zu. Die Beschwerdefüh-
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rerin beruft sich aber außerdem darauf, daß sie gegen ihren Willen medizinisch behandelt 
wurde. Der GH stellt fest, daß selbst geringfügige Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit 
einer Person als Eingriff in das durch Art. 8 EMRK geschützte Recht auf Achtung des Privat-
lebens angesehen sind, soweit sie gegen den Willen der betroffenen Person erfolgen. Zur 
Beantwortung der Frage, ob die medizinische Behandlung gegen den Willen der Beschwer-
deführerin erfolgte, bezieht sich der GH auf seine Ausführungen zu Art. 5 Abs. 1 EMRK. Im 
Hinblick darauf, daß die Beschwerdeführerin sich ihrer medizinischen Behandlung wider-
setzte, bejaht der GH diese Frage in Bezug auf den ersten Aufenthalt in der Klinik. Die Ein-
griffe sind der Bundesrepublik Deutschland auch zuzurechnen. Die Zurechnung ergibt sich 
aus den bereits im Rahmen von Art. 5 EMRK angeführten Gesichtspunkten. Soweit festge-
stellt wurde, daß die Bundesrepublik Deutschland ihrer Verpflichtung zum Schutz der 
durch Art. 8 Abs. 1 EMRK gewährleisteten Rechte nicht nachgekommen ist, schließt dies 
gleichzeitig die Feststellung einer Verletzung von Art. 8 EMRK mit ein. Eine Rechtfertigung 
gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK kommt allerdings im Hinblick auf das Handeln der nationalen Ge-
richte in Betracht, wird vom GH aber unter Verweis auf die durch das Unterbringungsgesetz 
des Landes Bremen vorgeschriebene Notwendigkeit einer gerichtlichen Entscheidung über 
die Einweisung abgelehnt. Bezüglich des Aufenthalts im Jahre 1981 verweist der GH erneut 
darauf, daß nicht feststeht, daß die Beschwerdeführerin gegen ihren Willen und fehlerhaft 
behandelt wurde. 

 

7. Verletzung von Art. 6 Abs. 1 EMRK durch die medizinische Behandlung der Be-
schwerdeführerin in der Universitätsklinik Mainz? 

Der GH weist erneut darauf hin, daß es ihm nicht obliegt, die Tatsachenermittlung und Be-
weiswürdigung der nationalen Gerichte zu ersetzen. Er muß allein überprüfen, ob die Ver-
fahren vor den nationalen Gerichten in ihrer Gesamtheit dem Fairneßgrundsatz genügten. 
Der GH kommt zu dem Ergebnis, daß ein Verstoß gegen diesen Grundsatz nicht vorliegt 
und insbesondere auch der Grundsatz der Waffengleichheit nicht verletzt wurde. Sowohl 
das Vorgehen in Bezug auf den Sachverständigen, als auch die angenommen Beweislastver-
teilung sind nach Ansicht des GH nicht zu beanstanden. 

 

8. Verletzung von Art. 8 EMRK durch die Behandlung in der Universitätsklinik Mainz? 

Der GH lehnt eine Verletzung der Rechte der Beschwerdeführerin unter Verweis darauf ab, 
daß das Landgericht Mainz und das Oberlandesgericht Koblenz zu dem Ergebnis gekom-
men sind, daß die Beschwerdeführerin medizinisch korrekt behandelt wurde und daß es 
keine Anzeichen dafür gibt, daß die Beschwerdeführerin gegen ihren Willen behandelt wur-
de. 

 

9. Anwendung von Art. 41 EMRK 

Art. 41 EMRK bestimmt: 

„Stellt der Gerichtshof fest, daß diese Konvention oder die Protokolle dazu verletzt worden sind, und 
gestattet das innerstaatliche Recht der Hohen Vertragspartei nur eine unvollkommene Wiedergutma-
chung für die Folgen dieser Verletzung, so spricht der Gerichtshof der verletzten Partei eine gerechte 
Entschädigung zu, wenn dies notwendig ist.“ 

Die Beschwerdeführerin macht sowohl materielle als auch immaterielle Schäden geltend. 
Der GH weist darauf hin, daß es an dem Nachweis einer kausalen Beziehung zwischen dem 
Klinikaufenthalt in den Jahren 1977 bis 1979 und dem von der Beschwerdeführerin geltend 
gemachten Verdienstausfall fehlt. Vor ihrer Einweisung übte die Beschwerdeführerin weder 
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einen Beruf aus, noch hatte sie einen solchen erlernt. Es würde deshalb reine Spekulation 
darstellen, davon auszugehen, daß die Beschwerdeführerin die von ihr angeführten Berufe 
ergriffen hätte. Am nachgewiesenen Kausalzusammenhang scheitert auch der Anspruch auf 
Ersatz von Zahnarztkosten und Hilfsgeräte. Im Hinblick auf zukünftige Schäden lehnt der 
GH eine Entschädigung ab, da Basis reine Spekulationen wären. Dahingegen spricht der GH 
der Beschwerdeführerin 75.000 EUR als Entschädigung für ihre immateriellen Schäden 
(schwere Eingriffe in ihre physische und psychische Integrität) zu. Darüber hinaus spricht 
der GH der Beschwerdeführerin 18.315 EUR für die Kosten der Verfahren vor dem Oberlan-
desgericht Bremen, dem Bundesgerichtshof und dem EGMR zu. 
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